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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts ihrer Ein- 
Borm Stellung, die Familienplanung als eine wich- 

tige Aufgabe ihrer Politik in den Entwick- 
lungsländern anzusehen, bereit, solchen Län- 
dern, die dies wünschen, kostenlose Hilfe in 
Form von Arzneimitteln zu gewähren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 
Dichgans cen und die zeitlichen Möglichkeiten für die 

Verwirklichung der Pläne, die juristische Re- 
ferendarausbildung von 30 auf 21 Monate zu 
verkürzen? 


3. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dichgans rung, die finanzielle Lage der Referendare 

aller Fachrichtungen, von denen viele ver- 
heiratet sind und Kinder haben, entscheidend 
zu verbessern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Maucher Gewährung von Mieten- und Lastenbeihilfe, 

vor allem bei Kriegerwitwen und bei anderen 
Rentenempfängern, besondere Härten dann 
entstehen, wenn die Kinder sich in Ausbildung 
befinden und Erziehungsbeihilfe erhalten, wo- 
bei die Leistungen für Erziehungsbeihilfe teil- 
weise als Einkommen angerechnet werden? 


5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
Maucher gen, daß bei der Berechnung des Wohngeldes 

in Zukunft Erziehungsbeihilfen oder andere 
Ausbildungsbeihilfen nicht als Einkommen an- 
gerechnet werden? 
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6. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wohlrabe die Zahlung der „Hilfe zum Wohnen" an So- 

zialhilfeempfänger nicht unabweisbar aus zwei 
Quellen fließen muß, sondern daß mit dem 
Entscheid des Bundesverfassungsgerichtes vom 
14. November 1969 jede Regelung vereinbar 
ist, die die Sozialhilfeempfänger bei der Ge- 
währung eines Mietzuschusses aus öffentlichen 
Mitteln nicht schlechter stellt als die Wohn- 
geldempfänger? 

7. Abgeordneter Wenn die Bundesregierung das von ihr in Zu- 

Wohlrabe sammenarbeit mit den Ländern beabsichtigte 

Pauschalverfahren, mit dem für die zurücklie- 
genden noch nicht erledigten Wohngeldan- 
träge ein Kostenausgleich gefunden werden 
soll, für vereinbar mit der derzeitigen Rechts- 
lage hält, warum kann dieses Verfahren dann 
nicht auch auf Neuanträge entsprechend An- 
wendung finden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


8. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Mertes rung, um wenigstens einen Teil der zahlrei- 

chen wissenschaftlichen Bundesforschungsin- 
stitute auch für die Lehre freizugeben, um die 
mit dem numerus clausus verbundenen 
Schwierigkeiten wenigstens teilweise zu er- 
leichtern? 

9. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung zur Förderung 

Walkhoff eines qualifizierten Hochschullehrernachwuch- 

ses für erforderlich, für Studierende, die ihr 
Hauptstudium abgeschlossen haben, in ausrei- 
chender Zahl an den Hochschulen Graduierten- 
stellen einzurichten? 

10. Abgeordneter Ist bejahendenfalls eine entsprechende gesetz- 

Walkhoff liehe Regelung im geplanten Hochschulrah- 

mengesetz vorgesehen? 

11. Abgeordneter Welches Ergebnis hat der vorbereitende Aus- 

Dr. Meinecke schuß aus Vertretern der Kultusministerien, 

(Hamburg) des Bundes, der Universitäten und der Rund- 

funkanstalten für ein „Fernstudiensystem als 
öffentliches Gemeinschaftswerk" auf . seiner 
letzten Klausurtagung erzielt? 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, schon 

Dr. Meinecke über konkrete Vorschläge und Zeitpläne zu 

(Hamburg) berichten? 
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13. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


14. Abgeordneter 

Pfeifer 


15. Abgeordneter 

Pfeifer 


16. Abgeordneter 

Wende 


17. Abgeordneter 

Wende 


Was gedenkt der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft zu tun, um die unter die 
von der Bundesregierung verfügte vorläufige 
Konjunktursperrre fallenden 75 Millionen DM 
für den Ausbau der Hochschulen im Jahre 1970 
sofort freizubekommen? 

Welche Haushaltsmittel hält die Bundesregie- 
rung im Jahre 1971 für den Ausbau der Hoch- 
schulen mindestens für erforderlich? 

Auf welchem Weg glaubt sie diese Mittel be- 
schaffen zu können, nachdem für den Hoch- 
schulausbau trotz steigender Studentenzahlen 
in der mittelfristigen Fihanzplanung des Bun- 
des für 1971 nach der Drucksache VI/301 
10 Millionen DM, nach der Drucksache VI/418 
sogar 20 Millionen DM weniger als im Jahre 
1970 vorgesehen sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in deut- 
schen Schulen Kinder griechischer Gastarbei- 
ter mittels von der Junta herausgegebener 
Lehrbücher — speziell in Geschichte — - unter- 
richtet werden, welche eindeutig geschichts- 
verfälschenden und die Diktatur verherrlichen- 
den Inhalt haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auf deutschem Boden die im Grundgesetz nach 
Artikel 18 verbürgte Lehrfreiheit gegen den 
Mißbrauch durch undemokratische Kräfte zu 
schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Welches Ausmaß haben nach Kenntnis der 
Picard Bundesregierung die Schäden des Hochwas- 

sers, das besonders stark auch hessische Ge- 
biete an Rhein, Main und Neckar betroffen 
hat? 


19. Abgeordneter Inwieweit sieht die Bundesregierung die Not- 
Picard Wendigkeit und Möglichkeit, zur Beseitigung 

der Hochwasserschäden durch finanzielle Lei- 
stungen des Bundes beizutragen? 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch 
Dr. Sdiwörer sich etwa die Schäden belaufen, die in den 
vergangenen Jahren Privatleuten und der 
Wirtschaft durch Katastrophen, wie Hoch- 
wasser, Erdbeben und auftretende Epedemien 
entstanden sind, ohne daß die Möglichkeit 
eines Ausgleichs durch Versicherungen be- 
stand? 
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21. Abgeordneter 

Dr. Schwerer 


22. Abgeordneter 

Dr. Enders 


23. Abgeordneter 

Dr. Enders 


24. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


25. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


26. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


27. Abgeordneter 

Strohmayr 


28. Abgeordneter 

Strohmayr 


29. Abgeordneter 

Bedter 

(Nienberge) 


30. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


Ist die Bundesregierung bereit, für solche Fälle 
einen Unterstützungsfonds zu schaffen, durch 
den Geschädigte schnell Hilfe erhalten und ge- 
fährdete Existenzen gesichert werden können? 

Welche Sofortmaßnahmen wird die Bundesre- 
gierung einleiten, um den hochwassergeschä- 
digten Privatpersonen, Kommunen und Län- 
dern wirksam zu helfen? 

Welche langfristigen Sicherheitsvorkehrungen 
müssen nach den Erfahrungen der jüngsten 
Hochwasserkatastrophe getroffen werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die durch den 
Einsatz des Technischen Hilfswerkes bei der 
Hochwasserkatastrophe entstehenden Kosten 
nicht auf die überschwemmungsgeschädigten 
Kreise und Gemeinden als die Anforderungs- 
behörden umzulegen, sondern über den Bun- 
deshaushalt zu tragen? 

Sind Einheiten des Katastrophenschutzes, der 
nach dem Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes auf den friedensmäßigen 
Katastrophenschutzverbänden aufbauend ver- 
stärkt und verbessert werden soll, zur Bekäm- 
pfung der Hochwasserkatastrophe eingesetzt 
worden und mit welchen Erfahrungen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ausrüstung 
der Ortsverbände des Technischen Hilfswerks 
mit Regen- und Wärmeschutzkleidung unter 
Berücksichtigung der Erfahrungen bei den 
jüngsten Hochwassereinsätzen zu überprüfen 
und zu verbessern? 

Ist der § 7 des Bundesvertriebenengesetzes so 
auszulegen, daß auch heute noch in der Bun- 
desrepublik Deutschland Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge geboren werden? 

Kann sich die Bundesregierung entschließen, 
die Bezeichnung „Sowjetzonenflüchtling" für 
aus der DDR geflohene Personen in „DDR- 
Flüchtling" abzuändern? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, auf 
Grund einer Umfrage im Juli 1969 Angaben 
über den Bedarf an Kindergärten und Kinder- 
tagesstätten für die Kinder von Bundesbedien- 
steten und von Mitarbeitern der Bundestags- 
abgeordneten zu machen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um angesichts des mit der 
Ausweitung des Mitarbeiterstabes des Deut- 
schen Bundestages noch gestiegenen Bedarfs 
eine derartige Einrichtung möglichst kurzfri- 
stig räumlich und finanziell zu unterstützen? 
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31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für Luftfahr- 
Dr. Wörner zeugführer und Luftfahrzeugbesatzungsange- 

hörige von sonstigen Flugzeugen eine ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage ähnlich der bei 
Strahlflugzeugführern zu gewähren? 


32. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


Wann ist mit einer entsprechenden Vorlage 
der Bundesregierung zu rechnen? 


33. Abgeordneter Wie ist der Sachstand bei der Einführung der 
Dr. Schmitt- — insbesondere von Gemeinden und Gemein- 

Vockenhausen deverbänden dringend erwarteten — Entschei- 
dung über das Personenkennzeichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


34. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


35. Abgeordneter 

Hussing 


36. Abgeordneter 

Hussing 


37. Abgeordneter 

Leicht 


38. Abgeordneter 

Leicht 


Sind der Bundesregierung die Erfahrungen 
Englands über den dort steuerlich begünstig- 
ten Einsatz von Elektromobilen in vollem Um- 
fang bekannt und welche Konsequenzen wer- 
den daraus in der Bundesrepublik Deutsch- 
land künftig gezogen, nachdem Elektromobile 
die geringste Umweltbelästigung verursachen, 
überhaupt keine Abgase entwickeln und den 
weitaus niedrigsten Geräuschpegel aufweisen? 

Welche Wirksamkeit wird die von der Bun- 
desregierung in Aussicht genommene Erhö- 
hung des Freibetrages von 240 DM auf 480 DM 
für Arbeiter, Angestellte und Beamte ange- 
sichts der derzeitigen Währungs- und Preisin- 
stabilität haben? 

Bleibt es Absicht der Bundesregierung, zum in 
Aussicht genommenen Termin den Arbeitneh- 
merfreibetrag zu erhöhen? 

Ich frage den Bundesfinanzminister, ob nach 
dem — im Ministerblatt des Bundesministers 
der Finanzen, Seite 536 — veröffentlichten 
Termin für den Abschluß der Bücher am 
5. Januar 1970 noch Buchungen für das Jahr 
1969 vorgenommen worden sind, die nicht 
lediglich der Abrechnung anderer Kosten oder 
der Bereinigung von Buchungsfehlern dienten? 

Wie hoch sind die Beträge, die zu dem in Fra- 
ge 37 genannten Zeitpunkt noch verbucht 
worden sind? 


39. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Stellt nach Ansicht der Bundesregierung der 
Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 
10. Juni 1969 betreffend Erlaßverfahren nach 
§ 129 des Lastenausgleichsgesetzes eindeutig 
klar, daß gemeinnützige Wohnungsunterneh- 
men, die statt einer preisrechtlich zulässigen 
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Mietanhebung unter Berufung auf § 13 der 
Durchführungsverordnung zum Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetz eine niedriger kalku- 
lierte, aber kostendeckende Miete erhoben 
haben, diese auch tatsächlich als Mieterträge 
im Erlaß verfahren anerkannt bekommen und 
nicht gewärtigen müssen, daß ihnen in der Er- 
tragsberechnung eine erhöhte Miete von amts- 
wegen zugrundegelegt wird? 


40. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


41. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


42. Abgeordneter 

Dr, Schneider 
(Nürnberg) 


Wird die Bundesregierung veranlassen, daß 
Dienstanweisungen der Oberfinanzdirektionen 
berichtigt werden, die anordnen, daß alle 
preisrechtlich zulässigen Mieterhöhungen bei 
Erlaßverfahren nach § 129 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes angerechnet werden müssen, 
obwohl gemeinnützige Wohnungsunterneh- 
men nach den zwingenden Bestimmungen des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsrechtes verpflich- 
tet sind, nur kostendeckende Mieten zu erhe- 
ben? 

Hält die Bundesregierung die Steuermehrein- 
nahmen der Gemeinden im Haushaltsjahr 1970 
für so erheblich, daß sie angesichts des hohen 
Personalaufwandes und zusätzlicher Belastun- 
gen auf dem Sektor der Investitionen im Be- 
reich des öffentlichen Gemeinbedarfs und Ge- 
meingebrauchs die Auffassung zu vertreten 
bereit ist, die Gemeinden könnten ihre Steuer- 
mehreinnahmen zur Verminderung ihres Net- 
tokreditbedarfs oder zur verstärkten Bildung 
allgemeiner Ausgleichsrücklagen verwenden? 


Haben Gemeinden sich bisher bereit und im- 
stande gezeigt, einen Beitrag zur antizykli- 
schen Haushaltswirtschaft der Gebietskörper- 
schaften zu leisten, und welche Ausgaben der 
Gemeindehaushalte, beziffert nach den Haus- 
haltsansätzen, können nach Ansicht der Bun- 
desregierung als konjunkturrelevant bezeich- 
net werden? 


43. Abgeordneter Stimmen in der Presse wiedergegebene Auße- 
Zebiscb rungen der Arbeitsgemeinschaft der Verbrau- 

cherverbände, daß die Banken und Sparkassen 
den Bundesschatzbrief vernachlässigen, und 
was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um die Sparer besser von den Vorzügen des 
Bundesschatzbriefes gegenüber dem normalen 
Kontensparen zu unterrichten? 


44. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die 
Mehraufwendungen alleinstehender älterer 
Arbeitnehmer zur Erhaltung ihrer Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit und für den eigenen 
Hausstand, den sie erfahrungsgemäß haben, 
dadurch anzuerkennen, daß sie schon vom 
40. und nicht wie jetzt vom 50. Lebensjahr in 
die Steuerklasse II eingestuft werden? 
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45. Abgeordneter Kann die Bundesregierung sagen, in welchem 

Müller Umfang in etwa Lohnsteuerpflichtige nicht von 

(Nordenham) den Möglichkeiten der Eintragung eines Frei- 
betrages zu Beginn des Kalenderjahres und 
des Lohnsteuer] ahresausgleiches Gebrauch 
machen? 

46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 

Meister der immer schneller fortschreitenden techni- 

schen Entwicklung, der die fiskalische Ab- 
schreibung nicht folgt, einen steuerlichen Aus- 
gleich zu ermöglichen, bevor technische Anla- 
gen veralten? 

47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, bei der 

Meister in Vorbereitung befindlichen Steuerreform die- 

ser Entwicklung steuerlich Rechnung zu tra- 
gen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


48. Abgeordneter Wie ist es zu erklären, daß auf der Weltaus- 

Folger Stellung 1970 in Osaka keine Autos aus 

Deutschland gezeigt werden? 

49. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan bzw. was 

Mertes beabsichtigt sie zu unternehmen, um die Bin- 

dung der europäischen Agrarpolitik an den 
sogenannten Grünen Dollar z. B. durch ein 
einheitliches europäisches Währungssystem 
zu ersetzen? 

50. Abgeordneter Wäre es nicht angebracht, in den schwachen 

Varelmann wirtschaftlichen Gebieten die Drosselung des 

Wirtschaftsablaufs durch Maßnahmen der Bun- 
desbank und der Regierung außer Kraft zu 
setzen und stattdessen erweiterte Maßnahmen 
der Wirtschaftsbelebung einzuleiten? 

51. Abgeordneter Führt die Ausweitung der Strukturpolitik über 

Weigl die bisherigen Fördergebiete (Zonenrandge- 

biet, Bundesausbaugebiete) hinaus zu einer 
Verringerung der Förderungswirkung in den 
Bundesausbaugebieten, insbesondere im Zo- 
nenrandgebiet? 

52. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil, den das Zonenrand- 

Weigl gebiet aus dem 60 Millionen-Sonderprogramm 

„Ruhr-Saar-Zonenrandgebiet" erhalten soll? 

53. Abgeordneter Warum verzögert sich die Verabschiedung 
Dr. Schmid-Burgk des VII. Werfthilfeprogramms durch die Bun- 
desregierung über das hinaus, was von Ver- 
tretern der Bundesregierung vor dem Deut- 
schen Bundestag in Aussicht gestellt wurde? 
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54. Abgeordneter Wann ist mit der Verabschiedung des VII. 
Dr. Sdimid-Burgk Werfthilfeprogramms zu rechnen? 


55. Abgeordneter 

Rollmann 


56. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


57. Abgeordneter 
Dr. Luda 


58. Abgeordneter 

Dr. Luda 


59. Abgeordneter 
Dr. Geßner 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verzögerung des VII. Werfthilfepro- 
gramms die Werften wichtige Aufträge ver- 
loren haben, die sie für eine kontinuierliche 
Beschäftigung benötigen? 

Was versteht die Bundesregierung unter der 
Ankündigung, die Bundeswirtschaftsminister 
Schiller im Zusammenhang mit der Konjunk- 
turlage anläßlich der Eröffnung der Frank- 
furter Frühjahrsmesse am 22. Februar 1970 
mit den Worten traf „Die Situation ist da."? 

Wie glaubt die Bundesregierung es verant- 
worten zu können, daß sie sich in der Sitzung 
des Wirtschaftskabinetts vom 27. Februar 1970 
und in der Sitzung des Gesamtkabinetts vom 
5. März 1970 nicht hat einigen können, zusätz- 
liche Maßnahmen zur Preisstabilisierung zu 
ergreifen, obwohl vor allem die Deutsche Bun- 
desbank die verstärkte Anwendung des Sta- 
bilitätsgesetzes gefordert hatte? 

Wie glaubt die Bundesregierung das Ver- 
trauen des Verbrauchers, des Sparers und der 
Wirtschaft wiederherstellen zu können, das sie 
selbst zerstört hat, indem sie in der Konjunk- 
turpolitik erst eine dreimonatige Pause einge- 
legt und danach sich als handlungsunfähig er- 
wiesen hat, wodurch ihr die Kontrolle über die 
Preisentwiddung verlorengegangen ist? 

Rechnet die Bundesregierung damit, daß das 
Guthaben der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der DDR von 1 Milliarde DM aus 
dem innerdeutschen Handel in absehbarer 
Zeit durch verstärkte Einfuhren aus der DDR 
abgetragen werden wird? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtsdiaft und Forsten 


60. Abgeordneter Beharrt die Bundesregierung bei den weiteren 
Dr. Gölter Verhandlungen über die EWG-Weinmarkt- 

ordnung auf der Auffassung, die der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten anläßlich der Grünen Woche in Berlin 
geäußert hat, die Bundesregierung werde kei- 
ner EWG-Weinmarktordnung ohne Anbau- 
regelung zustimmen? 


61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, was der 

Peters sogenannte Butterberg der EWG jährlich ko- 

(Poppenbüll) stet? 
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62. Abgeordneter Um wieviel etwa würde der Butterberg abge- 

Peters tragen, wenn in allen Ländern der EWG eine 

(Poppenbüll) kostenlose Schulmilchspeisung gereicht würde 

und wie teuer würde eine solche Aktion der 
EWG zu stehen kommen? 

63. Abgeordneter Welche Maßnahmen unternimmt die Bundes- 

Zebisch regierung, um die Landwirte von den Mög- 

lichkeiten und Formen der Verbundwirtschaft 
und der damit verbundenen Förderung zu un- 
terrichten sowie Zusammenschluß willige zu 
beraten und zu betreuen? 

64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Rechts- 

Dr. Hermesdorf nachfolgern aller im Rahmen der kommunalen 

(Schleiden) Neugliederung zusammengeschlossenen bisher 

ländlichen Gemeinden die Zinsverbilligung 
von Darlehen zur Finanzierung von Maßnah- 
men der Wasserversorgung und Abwässer- 
beseitigung gemäß den Richtlinien des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten vom 7. Juli 1967 nicht nur für 
eine Übergangszeit von fünf Jahren zu be- 
lassen, sondern die Zinsverbilligungszuschüsse 
für die Zeit zu gewähren, für die sie den frü- 
her selbständigen ländlichen Gemeinden zu- 
gesagt worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die sozi- 

Kaffka ale Schlechterstellung von Frauen, die nach 

dem Bundesversorgungsgesetz betreut wer- 
den, zu beseitigen, indem diese bei Mutter- 
schaf tsvorsorgeuntersuchungen den Frauen, 
die in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert sind, und den Frauen, die Familien- 
hilfe nach § 205 a RVO haben, gleichgestellt 
werden? 

66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die nach 

Kaffka dem Bundesversorgungsgesetz zu betreuen- 

den kriegshinterbliebenen Frauen den Frauen 
gleichzustellen, die von den meisten gesetz- 
lichen Krankenkassen für Zwecke besonderer 
Krankheitsverhütung nach Vorschrift des § 363 
RVO einmal jährlich eine Vorsorgeuntersu- 
chung erstattet bekommen? 

67. Abgeordneter Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 

Varelmann Arbeitsförderungsmaßnahmen in West-Nie- 

dersachsen den ständig erheblichen Bevölke- 
rungszuwachs auf Grund des hohen Geburten- 
überschusses, der für die nächsten 20 Jahre 
auf 100 000 Einwohner jährlich zusätzlich 1500 
bis 1800 Arbeitskräfte bringen wird? 
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68. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


69. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


70. Abgeordnete 

Frau Renger 


71. Abgeordnete 

Frau Renger 


72. Abgeordneter 

Orgaß 


73. Abgeordneter 
Orgaß 


74. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


75. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


Welche Maßnahmen sieht die Bundesregie- 
rung angesichts der Preissteigerungen für die 
Verbesserung der finanziellen Situation der 
Kleinstrentner vor? 

Welche Abhilfemaßnahmen erwägt die Bun- 
desregierung, um die durch die Rentenanpas- 
sung immer größer werdende Schere zwischen 
den hohen und niedrigen Renten zu schließen? 

Welche Auflagen zur Unterbringung sowie 
der kulturellen und gesundheitlichen Betreu- 
ung erfolgen seitens der deutschen Behörden 
für die Arbeitgeber in der Bundesrepublik 
Deutschland, die ausländische Arbeitskräfte 
beschäftigen? 

Wird seitens deutscher Behörden kontrolliert, 
ob die Unterkünfte und Wohnungen auslän- 
discher Arbeitnehmer sowohl den sanitären, 
hygienischen Erfordernissen entsprechen als 
auch den unseren Gesetzen entsprechenden 
Mietpreisvorschriften? 

Ist nicht eine der Menschenwürde nicht ent- 
sprechende Ausbeutung darin zu erblicken, 
wenn — wie in der Fernsehsendung Panora- 
ma am 2. März 1970 berichtet wurde — ein 
Glasfabrikant, weil er nicht Mitglied einer 
Arbeitgebervereinigung ist, Arbeitskräfte weit 
unter jeder tariflichen Norm beschäftigen 
kann, insbesondere vor allem ausländische 
Arbeitskräfte zu einem Stundenlohn von 
2,30 DM, und aus welchen Gesichtspunkten 
heraus führt die Arbeitsvermittlung diesem 
Unternehmen weiterhin laufend Arbeitskräfte 
zu, obwohl dem Arbeitsamt die unzumutbaren 
Methoden und Praktiken dieses Fabrikanten 
bekannt sind, die einerseits die Existenz der 
betroffenen Arbeitnehmer gefährden und zum 
anderen eine in unserer Gesellschaftsordnung 
unerwünschte Konkurrenz darstellen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung und was gedenkt sie zu unternehmen, 
um sicherzustellen, daß die Ausbeutung, ins- 
besondere auch ausländischer Arbeitskräfte, 
durch einzelne unsoziale Unternehmer in der 
Zukunft verhindert werden kann? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Lohnmißstände und sozialen Unge- 
rechtigkeiten, wie sie in der Ingrid-Hütte, Eus- 
kirchen, gegeben sind, abzustellen? 

Warum vermitteln die Arbeitsämter an diesen 
Betrieb Arbeitskräfte für einen Stundenlohn 
von 2,30 DM, wenn feststeht, daß diese Ar- 
beitnehmer ihren Lebensunterhalt durch Über- 
stunden absichern müssen und damit der Ge- 
fahr der Frühinvalidität ausgesetzt sind? 
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76. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß Mitglieder der gesetz- 
Buschfort liehen Krankenversicherung die Behandlung 

von Kiefer- und Zahnstellungsanomalien ge- 
mäß § 182 RVO auf Krankenschein erhalten? 


77. Abgeordneter Trifft es zu, daß die beteiligten kassenzahn- 
Buschfort ärztlichen Vereinigungen und Krankenkassen 

sich zur Zeit nicht bereit finden, die Behand- 
lungen der Kiefer- und Zahnstellungsanoma- 
lien von RVO- Versicherten zu gewährleisten, 
so daß sich eine Vielzahl von Sozialgerichts- 
verfahren hierdurch ergeben hat? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


78. Abgeordneter 
Dr. Geßner 


79. Abgeordneter 
Dr. Geßner 


80. Abgeordneter 

Biehie 


81. Abgeordneter 

Dr. Apel 


82. Abgeordneter 

Damm 


83. Abgeordneter 

Damm 


Ist es dem Beitrag eines deutschen Nachrich- 
tenmagazins zufolge richtig, daß über die in 
Nordholz stationierten Fernaufklärer und U- 
Bootjäger vom Typ Breguet wegen vorzeitiger 
Abnutzungs- und Korrosionsschäden zum 
größten Teil Startverbot verhängt wurde? 

Trifft es zu, daß die Probezeit dieses Flugzeug- 
typs im Hinblick; auf seine Bewährung in kli- 
matisch unterschiedlichen Einsatzgebieten aus 
Gründen der Kostenersparnis nicht ausrei- 
chend war und hätte die damals dafür verant- 
wortliche Bundesregienmg eine intensivere 
Erprobung durchsetzen können? 

Trifft es zu, daß entsprechende Winterspezial- 
kleidungen (Pelzmütze usw.) für die Truppe 
nacir den jeweiligen Höhenlagen der Stand- 
orte, dagegen bei Gebirgsjägern trotz niedri- 
gerer Normalnull-Höhen ihrer Standorte we- 
gen der besonderen Spezialausbildung im Ge- 
birge, ausgegeben werden? 

Hält es die Bundesregierung nicht für zweck- 
mäßig, nach dem bereits beschlossenen Einbau 
von Fahrtenschreibem in die schweren Muni- 
tions- und Tanklastkraftwagen, nun auch für 
die neue Generation der Radfahrzeuge des 
Gemeinschaftsbüros (MAN, Büssing, KHD) 
der Bundeswehr den Einbau von Fahrten- 
schreibern von vornherein vorzusehen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Erhö- 
hung der Fliegerzulage für Luftfahrzeugbe- 
satzungsangehörige (Bordfunker, Bordmecha- 
niker etc.)? 

Ist an eine Ausweitung der Hauptfeldwebel- 
stellen für Bordmechaniker und Funknaviga- 
toren gedacht? 
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84. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich nach 
Jung Auskunft des Inspekteures des Heeres in der 

Bundesrepublik Deutschland 16 000 schutz- 
würdige Objekte befinden, von denen nur 
wenige geschützt werden können, und welche 
Möglichkeiten hat sie erwogen, den Schutz 
dieser Objekte sicherzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


85. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


86. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


87. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


88. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


89. Abgeordneter 

Josten 


90. Abgeordneter 

Josten 


91. Abgeordneter 

Härzschel 


Wie weit sind die Bemühungen vorangeschrit- 
ten, einzelne leichtere Tatbestände des der- 
zeitigen Lebensmittelstraf rechts in das Ord- 
nungswidrigkeitenrecht zu überführen? 

Welche Tatbestände werden von einer solchen 
Regelung voraussichtlich betroffen sein? 

Ist der vom Statistischen Bundesamt für 1968 
festgeslellte Rückgang der Tuberkulose um 
10 000 Erkrankungen auf 211 075 in der Bun- 
desrepublik Deutschland als Folge einer Ab- 
nahme an Erstintektionen zu verstehen oder 
ergibt er sich durch die Erhöhung der Sterbe- 
quote bei älteren inoperablen und durch die 
klassischen Tuberkulostatika nicht mehr zu 
beeinflussenden Erkrankungen? 

Ist die von vielen Ärzten gemachte Angabe 
auch 1968 überprüft worden, daß gerade in 
ländlichen Gegenden die Lungentuberkulose 
als Erstinfektion sehr progressiv verläuft und 
sich bald nach Behandlungsbeginn eine Re- 
sistenz der Erreger gegen die klassische Tu- 
berkulostatika einstellt? 

Wie ist der Stand der organisatorischen Vor- 
bereitungen für die Errichtung von Ausbil- 
dungsförderungsämtern entsprechend dem am 
1. Juli 1970 in Kraft tretenden Ersten Ausbil- 
dungsförderungsgesetz in den einzelnen Län- 
dern? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Informationen und Antragstellung für das 
Erste Ausbildungsförderungsgesetz ausrei- 
chend vorbereitet sind? 


Trifft eine Pressemeldung zu, wonach die Bun- 
desrepublik Deutschland in Europa das Land 
mit den prozentual höchsten Krebserkrankun- 
gen sei und die größte Sterbeziffer bei dieser 
Krankheit habe? 
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92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Dr. Apel Wirkungen der oft recht brutalen Fernsehse- 

rien der beiden deutschen Fernsehprogramme, 
insbesondere an Sonntagnachmittagen, auf die 
psychische Entwicklung zuschauender Kinder 
und Heranwachsender? 


93. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die vom Haupt- 
Burger verband der gewerblichen Berufsgenossen- 

schaften geplante zentrale Erfassung aller in 
Deutschland lebenden Querschnittsgelähmten 
zu unterstützen? 


94. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Haack rung, den Status der noch freiberuflich tätigen 

Hebammen sowohl hinsichtlich des Einkom- 
mens als auch der Funktion zu verbessern? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


95. Abgeordneter 

Tobaben 


96. Abgeordneter 

Tobaben 


97. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


98. Abgeordneter 

Lemmricb 


99. Abgeordneter 

Lemmricb 


100. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
norddeutschen Küstenländer, daß in abseh- 
barer Zeit neben dem in Bau befindlichen 
Elbtunnel bei Hamburg ein weiterer fester 
Elbübergang zwischen Stade und Cuxhaven 
erforderlich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
mangelhaften Verkehrsstruktur des Küsten- 
raums für die in Frage 95 genannten Bau- 
projekte Finanzierungsmöglichkeiten, wie sie 
der Elbbrückenverein Glückstadt anbietet, zu 
akzeptieren? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Referendarzeit von Ingenieuren bei der 
Deutschen Bundesbahn verkürzt werden sollte, 
um die Laufbahn für den Nachwuchs attrak- 
tiver zu gestalten? 

Welche Beträge müssen auf Grund der EWG- 
Verordnung zur Normalisierung der Eisen- 
bahnkonten in den Bundeshaushalt 1971 ein- 
gestellt werden und welche Beträge wurden 
in den Bundeshaushalt 1970 aufgenommen? 

In Höhe welcher Summe können zur Zeit Bau- 
aufträge auf der Basis des Bundeshaushaltes 
1970 im Bundesfernstraßenbau vergeben wer- 
den? 

Wann ist mit der Zusammenfassung der beiden 
Oberbetriebsleitungen in Stuttgart und Essen 
zu einer zentralen Transportleitung mit dem 
Sitz in Mainz zu rechnen, die zur Straffung der 
Organisation der Deutschen Bundesbahn im 
Rahmen des Verkehrspolitischen Programms 
der Bundesregierung vorgesehen ist? 
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101. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


102. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


103. Abgeordneter 

Pieroth 


104. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


105. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


106. Abgeordneter 

Ollesdi 


107. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


108. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


Welche Schritte will die Bundesregierung un- 
ternehmen, um die seit langem bestehende 
gesundheitspolitische Forderung nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung zu erfüllen, wo- 
nach ■ — besonders in den Städten — Ärzten 
im Bereich ihrer Praxis im Interesse schneller 
ärztlicher Hilfeleistungen ausreichende Park- 
möglichkeiten bzw. Parkerleichterungen im 
Straßenverkehr gewährt werden können? 

Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
bereit, den Antrag der Deutschen Lufthansa 
auf Erhöhung der Flugpreise im innerdeut- 
schen Verkehr um 14^^o vom 1. Juni 1970 an zu 
genehmigen und sieht die Bundesregierung 
diese Maßnahme noch in Einklang mit ihrer 
am 28. Februar 1970 in den deutschen Tages- 
zeitungen veröffentlichten Anzeige, wonach 
sie ihre Absicht zur Sicherung der Stabilität 
mit der Feststellung unterstreicht „Die Preise 
sollen nicht hochgetrieben werden."? 

Trifft es zu, daß Schwerbeschädigte als Beamte 
der Deutschen Bundespost bei Vorliegen der 
sonstigen Voraussetzungen befördert werden 
können, auch wenn gerade keine entsprechen- 
de Planstelle frei ist, daß dies aber für Beamte 
der Deutschen Bundesbahn nicht vorgesehen 
ist und was steht gegebenenfalls der wün- 
schenswerten Angleichung der Laufbahnvor- 
schriften in diesem Punkt entgegen? 

Billigt die Bundesregierung die Aufhebung 
von Poststellen in kleinen Gemeinden unter 
300 Einwohnern? 

Sind die bisherigen Auflösungen oder sollen 
die künftigen mit der jeweiligen Landesregie- 
rung im Hinblick auf die festgelegten Grund- 
sätze der Landesplanung und der Verwal- 
tungsreform abgesprochen werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zu verhindern, daß immer mehr Bürger 
unserer Städte durch den Bau von Hochhäu- 
sern in ihren niedrigen Häusern im Fernseh- 
empfang empfindlich gestört werden? 

Ist die Regierung bereit, den in den Großstäd- 
ten München, Hamburg, Berlin und Hannover 
eingerichteten ärztlichen Notdiensten der kas- 
senärztlichen Vereinigungen, bei denen die 
Fahrten zur Heranbringung der Notärzte an 
die Patienten durch Funktaxen erfolgen, leicht 
merkbare Fernsprechnummern mit mehreren 
Anschlußleitungen zuzuweisen? 

Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang zwischen der Verschuldung der DDR ge- 
genüber der Bundesrepublik Deutschland und 
der Forderung der DDR nach einem finanziel- 
len Ausgleich für die unterschiedlich starke 
Inanspruchnahme der Post im innerdeutschen 
Verkehr? 
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Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


109. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Welche der von Bundesminister Ehmke in der 
Debatte am 20. Februar 1970 vorgelegten Be- 
weisstücke sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung — wobei ich annehme, daß die gege- 
benen Darstellungen jeder Prüfung standhal- 
ten — eine Rechtfertigung für das Plädoyer 
von Staatssekretär Ahlers am 2. Februar 1970 
für die Gewalttätigkeiten der Apo vor zwei 
Jahren? 


110. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Ist diese Rechtfertigung für die Apo durch 
einen Staatssekretär der Regierung nicht auch 
in den anstehenden und zukünftigen Fällen 
gewalttätiger politischer Demonstrationen eine 
Erschwernis für die Ordnungskräfte und die 
Staatsanwaltsdiaften, gleiches wirksam zu ver- 
hindern bzw. zu verfolgen, solange die Regie- 
rung sich nicht distanziert hat? 


111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, die nach den Worten 
Dr. Häfele von Bundeskanzler Brandt in der Regierungs- 

erklärung vom 28. Oktober 1969 mit der Demo- 
kratie erst richtig anfängt, bereit, der parla- 
mentarischen Opposition die finanzielle Mög- 
lichkeit zu bieten, jeweils auf Inserate der 
Bundesregierung, wie in den Zeitungen vom 
28. Februar 1970 „Die Bundesregierung infor- 
miert", eine Gegendarstcllung zu geben? 


112. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


Worin besteht nach Ansicht der Bundesregie- 
rung der Unterschied zwischen Information 
und Propaganda? 


113. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


Sind Informationen der „Deutschen Tagespost" 
vom 25. Februar 1970 zutreffend, wonach dem 
heutigen Staatssekretär Ahlers als damaligem 
Presseberichterstatter in einem rechtskräfti- 
gem Urteil des Landgerichts Frankfurt/Main 
vom 18. März 1963 bestätigt wurde, er (Ahlers) 
habe als Presseberichterstatter eine Nachricht 
einseitig, unvollständig und deshalb nicht 
wahrheitsgetreu verbreitet, sodaß diese Pres- 
senachricht „ — mit Grund — als einseitige 
Falschunterrichtung der Öffentlichkeit" be- 
zeichnet worden sei? 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


114. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 

Kiechle zu, daß die arabischen Terroristen bzw. deren 

Auftraggeber ihre Attentate auf friedliche Bür- 
ger und fremdes Sachvermögen in der Bundes- 
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republik Deutschland nicht eigenverantwort- 
lich ausführen, sondern der größere Teil die- 
ser Verantwortung auf die Führer jener Staa- 
ten zurückiällt, die derartige Organisationen 
dulden, unterstützen oder fördern? 

115. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Sicherheit 

Kiechle unserer Bürger wie auch die von Gästen der 

Bundesrepublik Deutschland zu vergrößern, 
indem sie die Führer jener Länder, die poli- 
tische Konflikte mit Hilfe von Attentaten auf 
unserem Hoheitsgebiet austragen wollen, auf 
deren Verantwortung hinweist? 

116. Abgeordneter Gibt es zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 

Kern land und Griechenland vertragliche Abma- 

chungen, wonach griechische Lehrer an deut- 
schen Schulen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Unterrichtung griechischer Kinder 
angestellt werden müssen? 

117. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, 

Kern daß solche Lehrer an deutschen Schulen unter- 

richten, obwohl sie keine pädagogischen Vor- 
bildungen und keine deutschen Sprachkennt- 
nisse haben und ihr Unterricht darauf auszu- 
gehen scheint, über die Kinder die politische 
Einstellung der Eltern zu erfahren und zu be- 
einflussen? 

Kann die Bundesregierung entsprechend der 
Ankündigung des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister des Auswärti- 
gen in der Plenarsitzung vom 30. Januar 1970 
nunmehr diejenige Stelle der im Auswärtigen 
Amt angefertigten Übersetzung des Aufsatzes 
von Prof. Schostow in der Zeitschrift 
„Meshdunarodnaja Schisn" zitieren, die den 
Bundesminister des Auswärtigen in der Ple- 
narsitzung vom 27. November 1969 zu der 
Schlußfolgerung veranlaßt hat, darin sei fest- 
gestellt, „daß die Weitergabe an Staaten, Staa- 
tengruppen und militärische Bündnisse aus- 
geschlossen sei; nicht ausgeschlossen — so 
stellt er fest — sei der Sonderfall der Föde- 
ration, eines Staatenbundes. Hier wird also 
die Identität mit der Auffassung der Vereinig- 
ten Staaten sichtbar.''? 


118. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mir eine Auf- 
Moersch Stellung aller von ihr bezogenen Presse- und 

Informationsdienste einschließlich ihrer Kosten 
zu geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die ver- 

Offergeld schiedenen Vorstellungen über die Wärmebe- 

lastbarkeit des Hochrheins, die für den Bau 
von Atomkraftwerken von ausschlaggebender 
Bedeutung ist? 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Offergeld Ansicht einer Schweizer Expertengruppe die 

jetzt in der Schweiz schon bewilligten Atom- 
kraftwerke bei ungünstigen Verhältnissen die 
Kühlwasserkapazität des Hochrheins schon 
überbeanspruchen und wird die Bundesregie- 
rung deshalb in den bevorstehenden Verhand- 
lungen mit der Schweiz darauf hinwirken, daß 
die Fortführung der Schweizer Kraftwerkpro- 
jekte bis zur Klärung der offenen Fragen mit 
der Bundesrepublik Deutschland zurückgestellt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Schwierigkeiten von 

Erhard Mietern bekannt, die darauf beruhen, daß bei 

(Bad Schwalbach) langjährigen Mietverhältnissen die langen 

Kündigungsfristen nach § 565 Abs. 2 Satz 2 
BGB, bei Tod nach § 569 BGB, bei Versetzung 
nach § 570 BGB oder bei Aufnahme in eine 
Anstalt, ein Heim oder Altenheim einer zeit- 
gerechten Auflösung des Mietverhältnisses 
entgegenstehen? 

5. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Seibert die gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmungen 

gegen Mietwucher nicht ausreichen? 

6. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Schutz- 

Seibert Bestimmungen zugunsten der Mieter zu än- 

dern und bis wann ist gegebenenfalls damit 
zu rechnen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


7. Abgeordneter Wie kann zweifelsfrei festgestellt werden, ob 
Weigl ein Unternehmer im Zonenrandgebiet bei 

einer Betriebserweiterung im Sinne der Richt- 
linien des Regionalen Förderungsprogramms 
infolge gleichzeitiger Inanspruchnahme der 
Investitionszulage und eines Kredites aus 
öffentlichen Mitteln Teile dieses Kredites zu 
einem späteren Zeitpunkt zurückbezahlen 
muß? 


8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Weigl die vom Bundesminister für Wirtschaft gege- 

bene Bescheinigung über die volkswirtschaft- 
liche Förderungswürdigkeit eine ausreichende 
Antragsgrundlage für die Gewährung einer 
Investitionszulage darstellt, d. h., daß die Be- 
antragung von Investitionszulage für Investi- 
tionen im Jahre 1969 bis 31. März 1970 über 
das zuständige Finanzamt und eine nochmalige 
Prüfung der Förderungswürdigkeit unterblei- 
ben können? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Josten großen Bedeutung der Gewerbeförderung die 

Ansätze der Gewerbeförderungsmittel in der 
zukünftigen mittelfristigen Finanzplanung zu 
erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


10. Abgeordnete 

Frau 

Schanzenbach 


11. Abgeordnete 
Frau 

Schanzenbach 


12. Abgeordneter 

Würtz 


13. Abgeordneter 

Würtz 


Weshalb hat die Bundesregierung auf dem 
ehemaligen Truppenübungsplatz Langenhard 
bei Lahr/Schwarzwald zurückgegriffen, obwohl 
dieses Areal in der Nachkriegszeit zu einem 
sehr wichtigen Erholungsgebiet wurde? 

Was kann nach Ansicht der Bundesregierung 
getan werden, um den berechtigten Einwänden 
der Stadt Lahr und der umliegenden Gemein- 
den gerecht zu werden? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach zwei 
Offiziere der Bundeswehr wegen ihrer beab- 
sichtigten Kandidatur bei den kommenden 
Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein von 
ihren Vorgesetzten mit der Absicht zur Rede 
gestellt worden sind, die Offiziere von ihrer 
Kandidatur abzuhalten? 

Wenn ja, welche disziplinäre Würdigung hat 
dieses unkorrekte Verhalten der Komman- 
deure gefunden oder wird es finden? 
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14. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
März bis Juli 1970 Teile der 16. Brigade aus 
Flensburg in Stärke von ca. 600 Soldaten 
nach Wentorf bei Hamburg verlegt werden 
sollen, daß aber die benötigten ca. 120 Woh- 
nungen nicht zur Verfügung stehen, sondern 
sich noch im Planungsstudium befinden, also 
frühestens Mitte bis Ende 1971 zur Verfügung 
stehen könnten? 


15. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist die Bundesregierung nicht auch der An- 
sicht — gerade im Zusammenhang mit Äuße- 
rungen des Bundesverteidigungsministers in 
letzter Zeit, daß Fragen des Wohnungs- und 
Sozialbereichs für Soldaten mehr Bedeutung 
beigemessen werden muß — , daß Truppen- 
verlegungen auch in dieser Hinsicht besser 
vorbereitet werden sollten, um derartige Miß- 
stände und Erschwernisse für Bundeswehran- 
gehörige zu vermeiden? 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 

Dr. Klepsch die durch den Einsatz der Bundeswehr wäh- 

rend des Hochwassers der vergangenen Wo- 
chen in breiten Teilen Deutschlands entstande- 
nen Kosten nicht den Städten und Gemeinden 
anzulasten, sondern mit den im Verteidigungs- 
etat zur Verfügung stehenden Haushaltsmit- 
teln zu decken? 


17. Abgeordneter Wird die Bundesregierung demzufolge dem 
Dr. Klepsch Antrag der CDU-Koblenz/Stadt (Ratsfraktion 

und Kreispartei) vom 6. März 1970 auf Über- 
nahme der sonst der Bundeswehr zu erstatten- 
den Kosten entsprechen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


18. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


Wann wird die neue Approbationsordnung 
für Ärzte erlassen werden? 


19. Abgeordneter In welcher Weise will die Bundesregierung 

Dr. Jungmann dem Beschluß des 5. Deutschen Bundestages 

entsprechen, die neue Approbationsordnung 
für Ärzte so zu gestalten, daß sie der schnellen 
Entwicklung der modernen Wissenschaft lau- 
fend angepaßt werden kann und daß der er- 
forderliche Spielraum der Hochschulen bei der 
Gestaltung der Studienpläne und bei der Ver- 
mittlung des Wissensstoffes nicht unangemes- 
sen eingeschränkt wird? 
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20. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der Gewährung 
Zebisch von Zuschüssen und Darlehen zum Bau von 

Studentenwohnheimen durch andere als öf- 
fentliche Träger Auflagen über eine demo- 
kratische und soziale Ausgestaltung der Miet- 
verträge für die Studenten machen und die 
Ausbezahlung der Förderungsmittel von der 
Einhaltung dieser Auflagen abhängig machen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


21. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Verkehrswesen Brüsseler 

Meister Beschlüsse des Ministerrates, die nach den 

Römischen Verträgen verbindlich sind, teil- 
weise nicht von den Regierungen der Mitglied- 
staaten, also auch der Bundesrepublik Deutsch- 
land, durchgeführt werden? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die rück- 

Meister ständigen Auflagen bekanntzugeben? 

23. Abgeordneter Bis wann ist die Bundesregierung bereit, den 

Biehle Bahnübergang Karlstadt-Nord im Zuge der 

Bundesbahnstrecke Würzburg — Gemünden, 
der zu den am stärksten frequentierten im 
Bundesgebiet gehört, zu beseitigen und das 
dazu notwendige Brückenbauwerk einschließ- 
lich der Entlastungsstraße entlang der Bahn- 
strecke im Stadtbereich Karlstadt zu verwirk- 
lichen? 


24. Abgeordneter Wann wird das im neuen Bundeshaushalt mit 
Biehle einem Leertitel aufgeführte Projekt der 

Schrankenbeseitigung und Umgehungsstraße 
in Gänheim (B 26) im Zuge der Bahnstrecke 
Gemünden ■ — Schweinfurt verwirklicht? 


25. Abgeordneter Welches sind die Erfahrungen mit der Wer- 
Dr. Gleissner bung für den Ausländerreiseverkehr nach 

Deutschland auf der Weltausstellung in Mon- 
treal gewesen und welche Nutzanwendungen 
wurden daraus für die Fremdenverkehrswer- 
bung bei ähnlichen Anlässen gezogen? 

26. Abgeordneter In welcher Form und in welchem Umfang wird 
Dr. Gleissner die Werbung zugunsten des Ausländerreise- 
verkehrs nach Deutschland im Rahmen der 
deutschen Beteiligung an der Weltausstellung 
in Japan berücksichtigt und wurden dabei die 
Erfahrungen von vor drei Jahren in Kanada 
ausreichend verwertet? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß die für 
die Fortsetzung der Sauerlandautobahn über 
Aschaffenburg hinaus vorgesehene Linienfüh- 
rung im Odenwaldgebiet zur Zeit geplanten 
Anschlußstelle Höchst im Odenwald und Eul- 
bach sowohl für den etwa 37 000 Menschen 
umfassenden Wirtschaftsraum um Miltenberg 
als auch für den etwa 67 000 Einwohner um- 
fassenden Wirtschaftsraum von Obernburg 
völlig unzureichend sind und der Verkehrs- 
erschließung dieser Räume keinesfalls gerecht 
werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Raum 
Miltenberg eine Anschlußstelle im Raume 
Vielbrunn einzuplanen, zumal dann zur Ein- 
bindung des Landkreises Miltenberg in das 
überörtliche Verkehrsnetz lediglich der Aus- 
bau von Kreisstraßen notwendig wird, und ist 
die Bundesregierung weiterhin bereit, für den 
Raum Obernburg eine Anschlußstelle bei Für- 
stengrund einzuplanen, um so dem Landkreis 
Obernburg für den zu erwartenden starken 
Südverkehr eine direkte Verkehrsverbindung 
über Mömlingen — Neustadt — Rai-Breitenbach 
ohne Benutzung der Ortsdurchfahrt Höchst/ 
Odenwald zu erschließen? 

29. Abgeordneter Stim.mt es, daß Pressemeldungen zufolge die 
Wüster Bahnlinie Wuppertal-Beyenburg — Radevorm- 

wald ab Mitte 1970 stiligelegt werden soll, 
obwohl der parlamentarische Staatssekretär 
Holger Börner schriftlich zusagte, vor einer 
Stillegung den Minister für Wirtschaft, Mittel- 
stand und Verkehr von Nordrhein-Westfalen, 
sowie den Abgeordneten des Wahlkreises 68 
zu konsultieren? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
eine Ersatzverlegung — der durch den Bau der 
Wuppertalsperre überfluteten Bahnlinie • — • auf 
der Strecke Remscheid-Lennep— Radevorm- 
wald betriebswirtschaftlich geprüft wird? 

31. Abgeordneter Wann ist mit der Entscheidung über die Strek- 

Seefeld kenführung einer Entlastungsautobahn Karls- 

ruhe — Stuttgart zu rechnen? 

32. Abgeordneter Ist inzwischen die Linienführung der Bundes- 

Picard straße 45 neu zwischen Weißkirchen und Die- 

burg endgültig festgelegt? 

33. Abgeordneter Wann ist nach einer realistischen Schätzung 

Picard mit dem Abschluß des Planfeststellungsver- 

fahrens, dem Beginn und dem Abschluß der 
Baumaßnahmen B 45 neu zwischen Weißkir- 
chen und Dieburg tatsächlich zu rechnen? 


30. Abgeordneter 

Wüster 


28. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


27. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 
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34. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die schwierigen 
Härzschel Verkehrsverhältnisse im Raume Lörrach be- 

kannt, und ist sie bereit, darauf zu drängen, 
daß neben den Arbeiten an der B 316 auch das 
Planfeststellungverfahren für die Wiesental- 
Umgehungsstraße (B 317) im Bauabschnitt 
Tumringen — Steinen schnellstens dur(±ige- 
führt wird? 


35. Abgeordneter Sind für diesen Bauabschnitt Mittel im laufen- 

Härzschel den Haushalt oder für das nächste Jahr vorge- 

sehen, wenn nicht, wird die Bundesregierung 
dann nach Beendigung der Planfeststellung 
die notwendigen Gelder unverzüglich einset- 
zen, damit der Baubeginn nicht verzögert 
wird? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den in Deutsch- 

Dichgans land startenden Flugzeugen die gleichen Auf- 

lagen für die Reinigung ihrer Abgase zu ma- 
chen, wie sie der Lufthansa in New York auf- 
erlegt worden sind? 

37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die B 48 

Pieroth in der Ortsdurchfahrt Münster-Sarmsheim eine 

für den Straßenverkehr sehr gefährliche und 
für die Anlieger gesdiäftsschädigende Eng- 
stelle aufweist und was wird die Bundesregie- 
rung tun, um diesen Gefahrenpunkt zu besei- 
tigen? 

38. Abgeordneter Wann ist mit der Genehmigung der Kreu- 

Dr. Schmitt- Zungsvereinbarung über die örtliche Bahniin- 

Vockenhausen terführung Stadtmitte in Gernsheim zwischen 

der Deutschen Bundesbahn und der Stadt 
Gernsheim zu rechnen? 


39. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
Dr. Schmitt- um die Unfallgefahren zu beseitigen, die auf 

Vockenhausen Grund der durch die Bauarbeiten äußerst man- 
gelhaften Beleuchtung an der Autobahnaus- 
fahrt Frankfurt/Main-West von der Opel- 
Tankstelle bis zur Nidda-Brücke bestehen? 


40. Abgeordneter Wann wird die Autobahnstrecke vom Nürn- 

Dr. Haack berger Kreuz bis zur Ausfahrt Altdorf dem 

Verkehr übergeben werden? 

41. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr und für 

Niegel das Post- und Fernmeldewesen bereit, die 

Fränkische Schweiz, die als ein landschaftlich 
sehr schönes und bedeutendes Fremdenver- 
kehrsgebiet in Nordbayern bekannt ist, für 
ein eigenes Postwertzeichen im Rahmen der 
Vorstellung von Fremdenverkehrsgebieten auf 
Postwertzeichen bald zu berücksichtigen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


42. Abgeordneter 

Flämig 


43. Abgeordneter 

Flämig 


44. Abgeordneter 
Zebisch 


45. Abgeordneter 

Biechele 


46. Abgeordneter 

Biechele 


Beabsichtigt die Bundesregierung nach der 
Übernahme von 90Vo des Anteils an der Ge- 
sellschaft für Kernenergieverwertung in Schiff- 
bau und Schiffahrt (GKSS) in Geesthacht, für 
die Einrichtung eines Wissenschaftlichen Rates 
zu sorgen, und werden dabei die Vorschläge 
der Verbandsgruppe Geesthacht im Verband 
der Wissenschaftler an Forschungsinstituten 
berücksichtigt? 

Wird gewährleistet sein, daß der Wissen- 
schaftliche Rat das für den wissenschaftlich- 
technischen Bereich verantwortliche Organ der 
Gesellschaft ist, durch das die mitverantv/ort- 
liche Beteiligung der in Geesthacht tätigen 
Wissenschaftler bei der Planung und Durch- 
führung der einschlägigen Aufgaben sicher- 
gestellt ist? 

Wird die Bundesregierung die Einrichtung von 
Stellen für Psychologen und Psychotherapeu- 
ten an den deutschen Universitäten zur Betreu- 
ung der Studenten anstreben und fördern, wie 
es in Holland schon seit langem der Fall ist 
und wie es auch bei uns die Studentenpfarrer 
zur Unterstützung ihrer Arbeit immer wieder 
fordern? 

Sind Presseinformationen über ein Referat des 
Exekutivsekretärs der American Nuclear So- 
ciety, Octave du Temple, vor Wissenschaft- 
lern des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
zutreffend, daß rasche Verbesserungen der 
Reaktortechnologie innerhalb der nächsten 
zehn Jahre erwarten lassen, daß Kernener- 
gieanlagen „kühler" werden und weniger 
Wärme an das vorwiegend Flüssen und Seen 
entnommene Kühlwasser abgeben? 

Würden solche Verbesserungen der Reaktor- 
technologie Veranlassung geben, Planungen 
für den Reaktorbau in der Bundesrepublik 
Deutschland zu überprüfen? 


Bonn, den 6. März 1970 
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